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§ 119 
Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Verpflichtungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und 
für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren dürfen 

unbeschadet des Absatzes 5 nur eingegangen werden, wenn der 
Haushaltsplan hierzu ermächtigt. 

(2) Verpflichtungsermächtigungen dürfen in der Regel zulasten der dem 

Haushaltsjahr folgenden drei Jahre veranschlagt werden, in 
Ausnahmefällen bis zum Abschluss einer Maßnahme; sie sind nur zulässig, 

wenn die Finanzierung der aus ihrer Inanspruchnahme entstehenden 
Auszahlungen in den künftigen Haushalten gesichert erscheint. 

(3) Verpflichtungsermächtigungen gelten bis zum Ende des 
Haushaltsjahres und darüber hinaus bis zum Wirksamwerden der 

Haushaltssatzung für das nächste Haushaltsjahr (§ 112 Abs. 3 Satz 1). 

(4) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen bedarf im 
Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmigung der 

Kommunalaufsichtsbehörde, soweit in den Jahren, zu deren Lasten sie 
veranschlagt werden, insgesamt Kreditaufnahmen vorgesehen sind. 

(5) 1 Verpflichtungen im Sinne des Absatzes 1 dürfen über- und 
außerplanmäßig eingegangen werden, wenn sie unabweisbar sind und der 

in der Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der 
Verpflichtungsermächtigungen nicht überschritten wird. 2 § 117 Abs. 1 

Satz 2 gilt entsprechend. 
 


